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nächste OW am

15. März 2023

Leidet Bildungsministerium
 an Rechenschwäche?

Bildungsministerin: Genügend Erzieher:innen vorhanden.
Expert:innen: Zuviel offene Stellen. 

DIE LINKE: Kein „Weiter so!“ in Kita, Jugendhilfe- und Beratungsangeboten.

Vor etwas mehr als 5 Jahren gin-
gen Hunderttausende gegen diese 
Freihandelsabkommen auf die Straße. 
Sind die damaligen Kritikpunkte noch 
aktuell? Wie greifen diese Abkommen 
auch in kommunale Handlungsspiel-
räume ein? Drohen negative Auswir-
kungen speziell für die Region – bei-
spielsweise durch die Ansiedlung des 
kanadischen Unternehmens Rock 
Tech Lithium in Guben oder des ame-
rikanischen Unternehmens TESLA?

Wer sich den Vortrag des ne-
benstehenden Referenten anhören 
möchte, bitte Anmeldung an: 
kf-land-brandenburg-ev@gmx.de

Der Zugangslink wird nach An-
meldung verschickt. Bitte Name und 
Ort angeben.

Am 9. März hat der Bildungs-
ausschuss des Landtags auf Antrag 
der Fraktion der LINKEN in einem 
Fachgespräch mit verschiedenen 
Expert:innen die Ausbildungs- und 
Fachkräftesituation in der Kinderta-
gesbetreuung und der Kinder- und 
Jugendhilfe diskutiert. 

Danach kann man nur feststel-
len: Das Bildungsministerium leidet 
möglicherweise an Rechenschwä-
che. Brandenburg hat einen akuten 
Fachkräftemangel in Kitas sowie 
Kinder- und Jugendhilfe!

Noch am letzten Wochenende 
hat Bildungsministerin Britta Ernst 
erklärt, dass nach ihrer Ansicht für 
die Brandenburger Kitas trotz des 
geplanten Ausbaus der Betreuung 
in den kommenden Jahren genü-
gend Erzieher:innen zur Verfügung 
stehen. Am 9. März aber beschrie-
ben die Expert:innen ein ganz an-
deres Bild: Offene Stellen, die mit 
Fachkräften nicht besetzt werden 
können, immer mehr Kitas, die 
Betreuungsplätze oder Öffnungs-
zeiten reduzieren müssen – das ist 

in vielen Kommunen die Realität. 
Hinzu kommen die schlechten Rah-
menbedingungen für die Kolleg:in-
nen. Die Folgen sind Überlastung, 
Übermüdung und ein hoher Kran-
kenstand. Fachkräfte kündigen, 
gewonnene Auszubildende und 
Quereinsteigende verlassen den 
Beruf wieder. Erzieher:innen ver-
zweifeln daran, dass sie keine gute 
Bildungsqualität, sondern oft nur 
noch die Betreuung gewährleisten 
können. Gleiches gilt für die Situa-
tion in Wohngruppen in den Hilfen 
zur Erziehung. Enorm ist auch der 
Fachkräftemangel in Jugendämtern 
und Angeboten der Jugend(sozial)
arbeit. Und das alles bei zugleich 
steigendem Bedarf, den Kinder und 
Jugendliche an Bildungs-, Betreu-
ungs- und Beratungsangeboten 
haben.

Frau Ministerin Ernst darf nicht 
länger wegschauen und die Welt 
schönrechnen. Dringend gebraucht 
wird eine Modellrechnung über den 
tatsächlichen Bedarf in Kitas sowie 
der Kinder- und Jugendhilfe. Diese 

Beratungs-
Angebot: 
14. März

Im Bürgerbüro der LINKEN in 
Bernau wird alle zwei Wochen, 
immer dienstags von 16 bis 18 
Uhr, eine kompetente soziale Be-
ratung angeboten. 

Wir freuen uns, dass Tina Kei-
ling, Rehapädagogin und syste-
mische Beraterin, vor Ort ist. Bitte 
gern vorher in der Geschäftsstelle 
einen Termin buchen.

Nächster Termin: 
14. März, 16 bis 18 Uhr

Ort: Bürgerbüro der LINKEN, 
Berliner Straße 17

Telefon: 03334-236986

wurde nun erst für den Sommer an-
gekündigt.

Außerdem muss gehandelt wer-
den! Studien- und Ausbildungsan-
gebote müssen weiter ausgebaut 
und vor allem attraktiver gestaltet 
werden. Dazu gehört auch eine 
Ausbildungsvergütung. Umgehend 
müssen die Rahmenbedingun-
gen in den Einrichtungen verbes-
sert werden, um nicht noch mehr 
Fachkräfte zu verlieren. All das war 
Grund für die Kitarechtsreform, die 
durch die Landesregierung so lange 
verzögert wurde. Sie ist nun endlich 
konsequent fortzuführen. Ein ‘Wei-
ter so‘, ist keine Option!“

Genauso angespannt ist die 
Lage in den Schulen. Im kommen-
den Schuljahr werden mindestens 
1.800 Lehrkräfte benötigt. Lö-
sungsvorschläge des Bildungsmi-
nisteriums dazu sind auch umstrit-
ten (siehe OWO vom 26. Februar).

Kathrin Dannenberg
Landtagsabgeordnete
DIE LINKE


